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Ballhausplatz 2, 1010 Wien

E-Mail-Antworten sind bitte unter Anführung der 

Geschäftszahl an kultusamt@bka.gv.atzu richten.

Höhne, in der Maur & Partner 

Rechtsanwälte GmbH & Co KG
Mariahilfer Straße20
1070Wien

█████████████▌██████ █████████████████

Höhne, in der Maur & Partner Rechtsanwälte GmbH & Co KG;

Katholische Kirche;

Antrag nach § 4 Auskunftspflichtgesetz

Zu dem im Betreff genannten Schreiben genannten Auskunftsersuchen wird wie folgt 

geantwortet:

Vorweg dürfen wir uns für den unbeabsichtigten verlängerten Aktenlauf entschuldigen. 

Zu Ihrer Anfrage ist mitzuteilen, dass §11a Abs.1 BekGG, BGBl.I Nr.19/1998 (unter 

bestimmten Voraussetzungen) die Aufhebung einer nach dem Gesetz betreffend die 

gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften, RGBl. Nr. 68/1874 anerkannten 

Religionsgesellschaft vorsieht. 

Die katholische Kirche erhielt ihre gesetzliche Anerkennung allerdings nicht aufgrund dieses 

Gesetzes, sondern gilt als historisch anerkannt (Mayer/Kucsko-Stadlmayer/Stöger, 

Bundesverfassungsrecht, 11.Auflage, RZ1453) bzw. ergibt sich ihre Rechtsstellung aus einem 

völkerrechtlichen Vertrag, nämlich Art.II des Konkordates vom 5.Juni 1933 zwischen dem 

Heiligen Stuhl und der Republik Österreich, BGBl.II Nr. 2/1934. 

§ 11a BekGG ist daher auf die katholische Kirche nicht anzuwenden.

Wien, am 16. November 2021

Für die Bundesministerin für Frauen, Familie, Jugend und Integration:

████
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Elektronisch gefertigt 

Datenschutzrechtliche Informationen gemäß Art 13 DSGVO: 

Verantwortlicher: Bundeskanzleramt, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, Tel.: +43 1 531 15-0, 

E-Mail: post@bka.gv.at. 

Wir speichern und verarbeiten Daten ausschließlich im Sinne der Verordnung (EU) 

2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DSGVO) sowie des 

österreichischen Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF. 

Unsere Zusendung erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Bundesministeriengesetzes 1986, 

BGBl. Nr. 76/1986 idgF, Teil 2 der Anlage zu §2 (Informations- und Koordinationstätigkeit 

der Bundesregierung), bzw. zur Anbahnung und Abwicklung von Verträgen. Hierfür 

speichern wir Ihren Vor- und Zunamen, Ihre E-Mail-Adresse und ggf. sonstige 

personenbezogene Daten, die Sie im Zuge Ihres Schreibens an das Bundeskanzleramt 

übermitteln. Ihre Daten werden nach der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist für 

elektronische Akten im Bundeskanzleramt (Skartierungsfrist 10 Jahre) gelöscht. 

Für die zutreffende Beantwortung und Behandlung Ihres Anliegens werden relevante 

Auszüge Ihrer Daten (insbesondere Vor- und Zuname, E-Mail, Anschrift und ggf. 

Telefonnummern) - wenn organisationstechnisch erforderlich - an Dienststellen des 

Bundeskanzleramts weitergeleitet, sowie ggf. an andere Bundesministerien übermittelt.  

 

Ihre Rechte: 

Ihnen stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, 

Einschränkung, Datenübertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch zu. Wenn Sie der 

Meinung sind, dass die Verarbeitung Ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt 

oder Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, 

können Sie sich bei der Aufsichtsbehörde beschweren. In Österreich ist dies die 

Datenschutzbehörde. 

 

 

 

 

mailto:post@bka.gv.at


3 von 3

Weitere Informationen:

Sie erreichen uns unter folgenden Kontaktdaten: Bundeskanzleramt, Abteilung BKA - II/4 

(Kultusamt)███████████▌████ , E-Mail: kultusamt@bka.gv.at.

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter: Bundeskanzleramt, 

Datenschutzbeauftragte, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, E-Mail: 

sektion.praesidium@bka.gv.at.


